
NM gcHatt 
fus? die ErzdiHcefe Wreiburg. 

%ro. 1. Freiburg, den 5. Januar 1870. XIV. Jahrgang. 

durch Gottes Erbarmung und des heiligen Apostol. Stuhles Gnade Bischof von Leuca i. p. i. 

Erzbisthumsverweser der Erzdiöcese Freiburg re. 

Nachdem durch das Gesetz vom 21. d. M-, publicirt in Nro. XL. des Gesetzes- und Verordnungsblattes für das Groß- 
herzogthum Baden vom 29. d. M., die obligatorische Civilche und die Beurkundung des bürgerlichen Standes durch die 
Bürgermeister eingeführt wurde, sehen Wir uns veranlaßt, nachstehende Instruction für den hochw. Clcrus, sowie die Erklä- 
rung, die Wir in der hohen I. Kammer abgegeben haben, zur Kenntniß zu bringen und die hochw. Seelsorger zu beauftragen, 
die Instruction den Gläubigen am nächsten Sonntag von der Kanzel zu verkünden. 

Freiburg, den 30. December 1869. 

f Lothar Kübel, 
Erzbisthumsverweser. 

I. 

Instruktion 
für den 

Hochw. Cterus Oer ErzOiörese dretöurg (kaOischen Theik) 
die Einführung der obligatorischen Civilehe betr. 

Als die zweite Kammer am 6. Dezember 1867 ein Gesetz über die Einführung der obligatorischen Civilehe beantragte, 
haben wir durch unsere an Großherzogl. Staatsministcrium gerichtete Vorstellung') hiergegen unsere Bedenken und Verwahrung 
ausgesprochen und begründet. 

Die Großherzogl. Staatsregierung erwiderte hierauf am 9. März 1868,0 daß „wenn jenem Versuch" der Einführung 
der Zwangscivilehe — „näher getreten werde, nicht nur alle Rechte der Kirche gewissenhaft geachtet, sondern auch alle ihre be- 
gründeten Interessen in der schonendsten Weise werden berücksichtigt werden." 

Durch das am 28. September 1869 den Kammern vorgelegte von diesen angenommene und am 21. d. Mts. promulgirte 
Gesetz über die obligatorische Civilehe ist diese Zusage nicht erfüllt, das Wesen der Ehe, die Gewissensfreiheit, der Wille des 
katholischen Volkes und das Recht der Kirche nicht beachtet worden. 

Die Ehe ist die unauflösliche Verbindung Eines Mannes und Eines Weibes zur ungetheilten, völligen und ausschließlichen 
Gemeinschaft der beiderseitigen Persönlichkeit. Sie ist schon nach natürlich-göttlicher Ordnung ein sittlich-religiöses Verhältniß. 
Sie erhielt aber im Christenthum eine höhere Weihe und Gnade dadurch, daß sie von Christus dem Herrn zur Würde des Sakraments 
erhoben wurdet) Diese Erhebung zum Sakrament bezieht sich auf die Ehe unter Christen überhaupt. Im Christenthum und unter 
Christen ist nach katholischer Lehre Ehe und Sacrament, der s. g. Contract und Sacrament unzertrennlich mit einander verbunden; 

0 Abgedruckt in: „Officielle Actenstücke" (Freiburg, Herder 18681 IV- Heft. S. 20. 
0 Officielle Actenstücke, Freiburg 1869 V. Heft S. 174. 
3) Ephes. 5, 25—83. 8. Conc. Trid. Less. XXIV de sacr. matrim. 



so daß es unter Christen keine Ehe geben kann, die nicht Sakrament ist.') Die Kirche ist ihrer göttlichen Mission gemäß als Bewah- 

rerin und Verwalterin der Sacramcnte verpflichtet, dafür zu sorgen, daß die Ehe als Sacrament nach göttlicher Anordnung 

aufrecht erhalten werde. Sie hat also die Pflicht und deshalb das Recht, über die Bedingungen zu bestimmen, unter welchen 

eine Ehe giltig eingegangen und eine Separation gestattet werden könne. Sie hat die Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit über die 

Ehe") — abgesehen von deren bürgerlichen Wirkungen und Folgen — von ihrer Stiftung an gegen allen Widerspruch ihrer 

äußern und innern Gegner ausgeübt. Sie hat die Berechtigung, über die Ehe Gesetze zu geben und nach diesen ihren Gesetzen 

Recht zu sprechen nicht vom Staat, sondern von Gott mit ihrer Sendung erhalten. Der Staat kann ihr deshalb dieses Recht 

nicht entziehen und sie ihrer Pflicht nicht entbinden. 

Das Concil von Trient hat vielmehr dogmatisch fijirt3): „III. Wenn Jemand sagt, nur diejenigen Grade von Verwandt- 

schaft und Schwägerschaft, welche im Buche Leviticus angegeben werden, können die einzugehende Ehe hindern und die einge- 

gangene trennen, und die Kirche könne von einigen derselben nicht dispcnsiren oder verordnen, daß noch weitere sie hindern und 

trennen: der sei von der Kirchengcmeinschaft ausgeschlossen. IV. Wenn Jemand sagt, die Kirche habe nicht die Gewalt gehabt, 

trennende Ehehindernisse zu verordnen, oder habe in der Verordnung derselben geirrt: der sei von der Kirchengemcinschaft aus- 

geschlossen. XII. Wenn Jemand sagt, die ehelichen Streitsachen gehören nicht vor den kirchlichen Richter: der sei von der Kir- 

chengcmeinschaft ausgeschlossen." 

Wenn die freie Einwilligung der Ehccontrahenten zum Abschluß einer Ehe auch unerläßlich ist, so können doch die Katho- 

liken bei Eingehung einer Ehe, beim Empfang des Ehcsacramcnts nur den von dem Gebote Gottes und den Vorschriften Christi 

und seiner Kirche festgesetzten Zweck der Ehe wollen. Das Wesen, der Inhalt, die Wirkungen und die Pflichten der christlichen 

Ehe kann nicht wie die Vermögensrechte durch das willkürliche Uebereinkommen der katholischen Ehecontrahenten, sondern muß nach 

den sittlich-religiösen Vorschriften der Kirche bestimmt werden. Die Katholiken können im Gewissen nur eine solche Verbindung 

für eine wahre und giltige Ehe halten, welche den von der Kirche aufgestellten wesentlichen Erfordernissen entspricht. 

Daraus und weil also die Ehe ein religiöses und kein bürgerliches Verhältniß ist, folgt, daß die Staatsgewalt 

nicht über die religiöse Natur, über das Wesen, sondern über die bürgerlichen Folgen der Ehe zu bestimmen 

hat. Wenn auch der Staat einer geschlechtlichen Verbindung die bürgerlichen Rechte der Ehe gewährt, so ist damit über die 

Giltigkeit oder Ungiltigkeit ver christlichen Ehe nichts entschieden. Die Ehe ist ein Sacrament in Christo und seiner Kirche. Der 

Staat vermag nicht die sacramcntale Heiligung des Ehebundes, ohne welche für Christen keine giltige Ehe besteht, zu bewirken. 

Die Kirche und nicht der Staat kann den Eheleuten die religiös-sittlichen Mittel gewähren, und sic dazu anhalten, die schwe- 

ren sittlichen Pflichten der Ehe zu erfüllen, zu ihrer gegenseitigen Heiligung und zur christlichen Erziehung ihrer Kinder durch 

alle Stürme des Lebens mitzuwirken. 

Wenn die Staatsgewalt die Ehe auch als bloßen civilen Act auffaßt, und dadurch an ihrem Theile die religiöse und sitt- 

liche Natur der Ehe nicht beachtet; so kann sic das Wesen derselben rechtlich nicht ändern. Sie kann eine vor Gott und der 

Kirche nicht giltige Ehe, eine blose Civilche4) doch nicht zu einer vor Gott und dem Gewissen gütigen, kirchlich wahren, christ- 

lichen Ehe machen. Sie kann im Gebiete der Kirche und des Gewissens eine kirchlich giltige Ehe nicht aufheben und die Kirchen- 

gewalt nicht hindern, uöthigenfalls mit kirchlichen Censuren die Heiligkeit und Unauflöslichkeit der Ehe und die kirchlichen 

Ehegesetze aufrecht zu erhalten. 

Das Recht der Kirche, ihre Angelegenheiten selbstständig zu ordnen und zu verwalten, ist ebenso anerkannt, als das Recht 

der Katholiken, ihrem Glauben und also den Vorschriften ihrer Kirche gemäß zu leben. 

Daraus folgt, daß die Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit der Kirche über die Ehe als ein religiöses Verhältniß, daß die 

kirchlichen Bestimmungen über die Ehe durch die Staatsgewalt nicht einseitig geändert werden können. 

Indem wir hiernach gegen die Bestimmungen des staatlichen Ehcgesetzes, insoweit dadurch die obligatorische Civilche einge- 

führt, und der Abschluß der Ehe erst nach dem Zustandekommen der Civilche gestattet werden will, feierlich und öffentlich die 

Rechte der Kirche wahren, verordnen wir: 

§ 1- 

Die bestehenden kirchlichen Ehegcsetze und die kirchliche Gerichtsbarkeit über alle kirchlichen, also auch Ehesachen 

bleiben in Kraft. 

§ 2. 
Die Civilche ist gemäß der Bestimmung des Tricntcr Concils (Sess. XXIV cap. 1. de ref. matrim.) wegen des 

Mangels der Eheschließung vor dem zuständigen katholischen Pfarrr und zwei Zeugen an und für sich kirchlich ungiltig, wenn ihr 

auch kein canonisches Hinderniß entgegensteht und darf der Pfarrer dem Abschluß der Civilche auch nicht passiv assistiren. 

Pius IX. in dem Schreiben über die Civilebe an Victor Emmanuel vom 9. Sept. 1852. (Acta Pii IX Romas 1858 II. 296.) 
3) Allocutio Pii IX. vom 29. Oct. 1866. (Bering, Archiv für katb. Kirchenrecht XVII 169.) 
3) Cone. Trid. can. Ill, IV, XII. Sess. XXIV de Sacr. Matrimonii. 
4) Allocut. Apost. „Acerbissimum“ 27. Sept. 1862 Const. Apost. „Multis gravibusque“ 17. Dezember 1860. 



Ehen, welche nach dem Kirchenrecht sowohl nach Materie als Form gilt!g geschlossen wurden, sind, wenn ihnen auch 

ein bürgerliches Hinderniß entgegensteht (worüber wir besonders in schwierigen Fällen pfarramtlichem Bericht entgegensehen), als 

kirchlich giltigc und unauflösliche zu betrachten; deßhalb sind solche Ehegatten zu einer anderweitigen Eheschließung vivente 

conjuge kirchlicher scits nicht zuzulassen. 

§ 4- 

Die Eheproclamationcn, das Brantcxamen und die kirchliche Trauung sind fortan nach den canonischen Bestimmungen 

vorzunehmen. Die Gläubigen, insbesondere die Brautleute, sind darauf aufmerksam zu machen, dem Pfarrer, sobald sic sich 

verlobt resp. zur Eingehung einer Ehe entschlossen haben, ihr Ehevorhabcn anzumelden und frühzeitig die kirchliche Verkündigung 

vornehmen zu lassen, überhaupt die geeigneten Schritte zur rechtzeitigen kirchlichen Abschlicßung der Ehe (§ 6) zu thun. 

Die Pfarrer werden die Nupturienten, soweit erforderlich, über die Grundwahrheiten der katholischen Kirche und über die 

heiligen und hochwichtigen Pflichten der Ehe unterrichten und sie ermahnen, das Sacrament der Buße und des Altars zu 

empfangen, bevor sie im Angesichte der Kirche den lebenslänglichen Bund schließen. 

Dispensen von kanonischen Ehehindernissen und Eheverboten, sowie von den kirchlichen Aufgeboten, sind in derselben Weise 

wie bisher, prompt und mit den erforderlichen Belegen ') versehen, bei uns nachzusuchen. 
§6. 

Die Pfarrer und Seelsorger werden die Nupturienten darauf aufmerksam machen, daß sie sich erst nach der kirchlichen 

Trauung vor Gott und ihrem Gewissen als Ehegatten betrachten und die Ehe vollziehen dürfen. 

Die kirchliche Ehe ist, wo irgend möglich, an demselben Tage abzuschließen, an welchem der Civilact^) (Civilehe) vor- 

genommen worden ist. Die kirchliche Einsegnung der Ehe ist, wo zulässig und möglich, mit einer hl. Messe zu verbinden. 

Diejenigen, welche auf Grund einer blosen s. g. Civilehe zusammenleben, sind von ihrem Seelsorger zu belehren, daß sie 

in einem sündhaften Verhältnisse sich befinden und zu ermahnen, sich kirchlich trauen zu lassen. 

§ 8- 
Sollten sie in diesem kirchlich verbotenen Verhältnisse verharren und so durch ihre Mißachtung der kirchlichen Gesetze 

die Autorität der Kirche verletzen und der kirchlichen Gemeinde Aergerniß geben, so ist solchen in einer blosen Civilehe Lebenden 

die Spendung der Sacramcnte, die Aussegnung der Wöchnerin, der Genuß aller kirchlichen Rechte und die Zulassung zur 

Pathenschaft insolange zu verweigern, bis sie eine kirchlich giltige Ehe eingehen. 

§ 9. 
Bei schweren Fällen, insbesondere wenn ein Ehegatte bei Lebzeiten des andern, ihm giftig (§ 2) angetrauten Ehctheils 

zu einer anderweitigen Civilehe schreitet, sehen wir besonderm Bericht entgegen, falls die seelsorgcrlichen Ermahnungen fruchtlos 

bleiben sollten. 

§30. 
Diejenigen, welche in einer blosen Civilehe leben und sich während ihrer Lcbzeit mit der Kirche nicht dadurch aussöhnen, 

daß sie ihre reumüthige Gesinnung wenigstens durch das pro foro externo abgelegte Versprechen bethätigen, ihre Verbindung 

in eine kirchlich giltige Ehe umzuwandeln und bis dahin das Zusammenleben aufzuheben, sind von dem kirchlichen Be- 

gräbnisse auszuschließen. 

§ 11. 

Mit dem Tage, an welchem das Gesetz über die bürgerliche Standesbcamtung in Kraft tritt (1. Februar 1870), sind 

nur die vor der Kirche (dem parochus proprius resp. delegatus eines der Brautleute) abgeschlossenen, die kirchlich 

giltigen Ehen, die Taufen und die kirchlichen Beerdigungen in das Kirchenbuch einzutragen. 

Selbstverständlich hat der Pfarrer den Beerdigungen Solcher, denen das kirchliche Begräbuiß nach kirchlichen Vorschriften 

verweigert ist, nicht beizuwohnen. Die Form des Eintrags der Ehen, Taufen und Begräbnisse in die Kirchenbücher wird durch 

eine besondere Verordnung festgesetzt. 

§12. 
Die Erzbischöfl. Decanate werden mit der Aufsicht über die pünktliche Führung der Kirchen- und Familienbücher in den 

Pfarreien ihres Bezirkes betraut und beauftragt, solche jedes Jahr selbst oder durch von ihnen aufzustellende Stellvertreter 

zu revidircn. 

*) Siehe Verordnung von, 9. August 1845 und vom 9. August 1850, sowie Erzbischöfl. Anzeigeblatt Jahrgang 1859 Nro. 11; 1860 Nro. 8. 

Instruct,« Poenit. Apost. 15. Januar 1866 HVering, Archiv für katb. Kirchenrecht XVI. 474]: „ad vexationes vitandas et ob prolis boniim 
opportun,,m videtur, ut fideles .. . se sistant, actum lege decretum executuri ea tarnen intentione sistendo se Gnbernii Official, nil aliud faeiant, 

quam ut civilem caeremoniam exequantur. Iisdem de causis, nequaquam vero ut infaustae legis execution! cooperentur, Parochi ad matrimonii 

celebrationem coram Ecclesia eos Fideles, qui, quoniam lege arcentnr, ad civilem actum non admitterentur ac proinde non haberentur ut legitim, 

conjuges, non ita facile admittant. Hac in re multa uti débet»,„t prudentia, et Ordinarii consilium exposcere-“ 
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§13. 
In das Familienbuch ist vom Abschluß einer blasen Civilche und der daraus entsprungenen Kinder Vormerkung zu 

machen. Die Civilehe, wie jede kirchlich als Ehe nicht giltige geschlechtliche Verbindung begründet nämlich zwischen dem einen 
und den Blutsverwandten des andern Theils das kirchliche Ehehindcrniß der unehrbaren Schwägerschaft. 

§14. 
Die kirchlichen Ehegerichte, das Erzbischöfl. Officialat und die seitherigen, vom heil. Stuhl delegirten höheren Instanzen 

werden, wie bisher, über alle kirchlichen Ehcstreitsachen, über die kirchliche Giltigkeit der Ehe, über die daraus, sowie ans 
den Ehcverlöbnissen entspringenden kirchlichen Pflichten und die Trennung von Tisch und Bett entscheiden. 

§15. 
Die Erzbischöfl. Pfarrämter werden die Protocolle über Ehcdispensgesuchc, über die pfarrlichen Versöhnungsversuche, welche 

den Ehcklagen vorauszugehen haben, sowie über diese — (Nnllitäts - und Separationsklagen) sorgfältig, einläßlich mit allen 
dem Gesuch zu Grunde liegenden Thatsachen und Beweismitteln und uncntgcldlich aufnehmen, überhaupt darauf achten, daß 
der Geschäftsgang in Ehesachen beschleunigt werde. 

§16. 
Die Gläubigen sind darüber, daß die Civilchen vor Gott und der Kirche nicht giltig sind, daß ein gütiges, von dem 

kirchlichen Ehegericht nicht behobenes Eheverlöbniß ein kirchliches aufschiebendes Ehehindcrniß ist und daß die Katholiken verpflichtet 
sind, sich kirchlich trauen zu lassen, zu belehren. 

Sie sind darauf aufmerksam zu machen, daß vor der Kirche und vor ihrem Gewissen stur die kirchlichen Entscheidungen 
über die Eheverlöbnisse, über die Giltigkeit einer Ehe, über die kirchlichen Ehehindernisse und über die Fortdauer der ehelichen 
Lebensgemeinschaft maßgebend sind, daß also vor Gott wirkliche Eheleute nur auf ergangenes, rechtskräftiges Urtheil des kirch- 
lichen Ehcgerichtes getrennt leben dürfen. 

Haben die Eheleute ein civilgerichtliches Ehescheidungsurthcil mit Umgehung des kirchlichen Ehegerichts erwirkt, so sind sie 
darauf aufmerksam zu machen, das bezügliche Ansuchen um Separatio a toro et mensa oder Nullität der Ehe auch bei dem 
kirchlichen Ehegericht anzubringen. 

Diese Belehrungen sind je nach Umständen bei Standes-Unterweisungen, in Predigten, in der Christenlehre, für Erwachsene 
im Bcichstnhl und bei dem sorgfältig vorzunehmenden Brautunterrichte zu ertheilen. 

Immer mehr sollen die Gläubigen cs erkennen, daß „die Ehe eine heilige Sache und darum auch heilig zu 
behandeln jet."x) 

Freiburg, den 30. December 1869. 

Erzbischöfliches Capitels-Vicariat. 

t Lothar Kübel. 

H. 

Nerichl ftet Miàrheil fier Commission 
über 

den Gesetzentwurf, die Beurkundungen des bürgerlichen Standes und die Förmlichkeiten bei 
Schließung der Ehen betreffend. 

Erstattet 
von Erzbisthumsverwcscr, Bischof Dr. Lothar Kübel. 

Durchlauchtig st e, Hochgeehrteste Herren! 

Der Gesetzentwurf vom 25. September 1869, welcher der hohen ersten Kammer zur Berathung und Zustimmung vor- 
gelegt wurde, will die obligatorische Civilehe einführen. 

Insbesondere die §§ 88—92 desselben behandeln die Ehe als ein rein bürgerliches Rechtsvcrhältniß. 
Gegen diese in das religiös-sittliche Wesen der Ehe tief eingreifende, das bisher bestehende positive Recht von Grund aus 

umgestaltende und mit der Natur der Sache im Widerspruch stehende Gesetzesvorlage hat sich die Minorität Ihrer Kommission 
bei den Kommissionsbcrathungen ausgesprochen. Ein Bericht der Majorität der Kommission über die eben berührte Frage liegt 
zur Zeit uns nicht vor. Es erübrigt deshalb und bei der Kürze der Zeit nur, eine gedrängte Uebersicht unserer Erwägungen 
gegen die Einführung der obligatorischen Civilehe in Nachstehendem zu geben. 

k. 

') Cone. Trid. Sess. XXIV de reform. Matrimoni. cap. X. 



I. Die Einführung der obligatorischen Civilche verstößt gegen die Natur der Sache, gegen das Wesen der Ehe. 

S)k Gße iß bie SBerbinbung eines Mannes nnb eines BeibeS ^nm ^weife bet Nrpetü# «"b (Bereinigung, bet 

Coden, anSWiemc» ungeheißen SebenSgemein^aft. Sie iß ni^tMoS eine äußere ober fBrperü4e Gcmeinf4#, 

sonbern vorzugsweise bie innigste Verbindung der Seelen Beider. Es ist also hauptsächlich ein geistiges Band, 

welches zwei Personen verschiedenen Geschlechtes in ihrer Totalität verbindet. Die Ehe als solche und abgesehen von ihren 

vermögcnsrechtlichen nnb sonstigen bürgerlichen Wirkungen ist ein religiös-sittliches Institut, ein einheitliches und 

ihrem Begriffe nach ein unauflösliches Verhältniß. , , 

Die geistige, religiös-sittliche Vereinigung ist das wahre Band der Ehe. Letzteres kommt allerdings durch den äußerlich 

funbgegebencn GonfenS bet Gßecontraßenten %u Stanb. Beit aber bie Gße na4 hrer urfprüngtihe« 9^ti4eu ein%ung nnb 

kraft derselben als ein religiös-sittliches Institut angesehen werden muß, so kann die Ehe nur durch den von Gott ge- 

wollten, nach den Vorschriften der Religion geordneten Consens zu Stande kommen. 

Die Ehe ist kein bloßer Vertrag, weil das Objekt derselben nicht von dem bloßen Willen der Contrahenten abhangt, weil 

bie eMi^en #idßcn, wie 3. 0. bie eßeßhe Siebe nnb %reue ni#t Gegeußaub eines Vertrages ßnb nnb burd) feinen Vertrag 

aßerirt ober in ißrer ^eitbauer ß;lrt merbcn sännen. (Die Gße iß beSßatb au4 fein ciDitrehttiheß ^ 

sittliche Natur derselben durch Rechtszwang nicht aufrecht zu erhalten ist, weil die rein ehelichen Befugnisse und Pflichten nich 

civilrcchtlicher Natur sind. Kommt auch die Ehe durch den Consens, durch die Willenserklärung der Contrahenten, sich een 

göttlichen Vorschriften über die Ehe zu unterziehen, zu Stande, so ist dieselbe gerade aus diesem Grunde fein bloper Vertrag, fein 

civilrechtliches Verhältniß. 

Sogar bas Aeibentßum ßat bie religiös«ßttüd)e Matur ber Gße anerfannt. S)aS Gßrißenhum ßat bas naturaiSc Besen 

der Ehe nicht geändert, wohl aber ihre ursprüngliche Reinheit wieder hergestellt und sie als Abbild der unlöslichen Verbindung 

Gßrißi mit feiner Rir#crf(ärt. G^riftuSber^err ßat bie G%e ;ur Bürbe eines Sacraments erhoben. 

Das Sacrament iß aber ni# irgenb eine accibentiette, ;u bem Gßeoertrag ßiusufommenbe unb oon 1# trennbare Onalt« 

tät, sondern der Ehe selbst wesentlich inhärireud, und es gibt unter Christen deshalb keine Ehe, die nicht Sacrament 

wäre, und ohne Sacrament ist sie keine wahre giftige Ehe. Deshalb und da die Verwaltung der Sacramcnte nur der Kirche 

untersteht, der Eheconsens also nach den Vorschriften der Kirche sich richten muß, kann er von dem Sacrament nicht getrennt werden. 

GS iß (Dogma bcS GtaubcnS unb bie Sir# #t ßetS geteert unb feßgeßaßen, baß bie Gße unter Gßrißen ein Sacra« 

ment und von dem Eheconsens (Vertrag) untrennbar ist. 

Die Kirche hat zwar stets verlangt, daß die Ehe von den Gläubigen öffentlich (in facie ecclesiae) eingegangen werde, 

sie hat zu dem Zwecke, die Fähigkeit zur Eheschließung und die Abwesenheit von Ehehindcrnissen sicher zu stellen, die Lornahme 

der Eheproklamationen angeordnet; sie hat aber die Giltigkeit der Ehe weder von der „benedictio nuptia is , ^wch von ICH 

Aufgeboten abhängig gemacht. Erst durch das Concil von Trient wurde festgesetzt, daß bei Strafe der Nichtigkeit die ConstnS- 

erftärung ber 4rißMcn Gßccontraßenten in Gegenwart bcS eigenen ^farrerS unb gweier sengen ßattßnbenmuße. Diese bte 

Gtiebcr ber Rir# oerbinbeitbe iBor#riß be^wedt nur ben öffentt^en 9Ibf4tuß ber Gße, beten Siherßettung unb 

ÄBcweistihfeit, unb wirb bur4 biefetbc am Besen ber Gße selbst, als Sacrament, beffen Spenber bie 4nß(,4«t 

trahcnten und ni4t der Pfarrer oder die Geistlichen sind, nichts geändert. 

Weil also die christliche Ehe ihrem innersten Wesen nach ein unheilbares, religiös-sittliches Institut, ein Sacrament iß, 

weit die Giltigkeit oder Ungiltigkeit der Ehe als Sacrament eine religiöse Frage ist, gehört die Gesetzgebung und Gerichts- 

barkeit über alle Verhältnisse, welche sich auf die Giltigkeit des Ehebandes, auf die Nullität und Separation der christlichen Ehe 

beziehen, in das Gebiet der Kirchengewalt und nicht in das Gebiet der staatlichen Autorität. . 

Da, wie bereits erwähnt wurde, die Ehe nur im innigsten Bande mit Gott, dem Urheber derselben, zu Stande kommt 

und bestehen kann, so können die Ehccontrahcnten über die Giltigkeit und Auflösung der Ehe nicht verfugen; aber auch der 

Staat sann feine Gße 31t Staube bringen, Weit er über bie rc(igiös4ittn4en Beengungen unb Birfungen ber G^e eine 

SßerfügungSgewaßniht ßat; weit er biefe innigste KebenSgemeinfhaft iw# gebieten, weit er bte GrfuWmg ber c#4cn #t4' 

ten, die eheliche Liebe und Treue nicht erzwingen unb nicht ausreichend schützen kann. 

Biirbe aber ber Staat bie Gße 3U einem rein bürgerten SBehüßniße ma4cn, so müßte bet bcrUnhetlbarfett ber 

Ehe deren religiös-sittlicher Charakter aßerirt und der freie Wille der Ehecontrahenten sogar weiter beschrankt werden, als dies 

bei gewöhnlichen Civilverträgen geschieht. , 

Birb bie Gße atS M# ber wanbetbaren Gefe^gebung beS Staates unterworfen unb ber Dbßut berJMigton u 

somit bem unwanbetbaren göttlichen Geseke ent3ogen, wer wirb bann bie ßeiügfeit unb llnauftöslihfeit beSGßcbanbcS, 

wer wird bie monogame Natur der Ehe auf die Dauer schützen? , 

GS fotgt wo^ hieraus, baß, foß baS Besen ber Gße aufre4t ermatten werben, bie Gefe%gebung unb Geri4tSbarfeit über 

die Giftigfeit der christlichen Ehe als Sacrament dem Staate nicht zusteht, wohl aber über bte bürgerlichen Rechtsverhalmsse, 

die ans der existenten Ehe folgen. . . _ , , 

Die Staatsgewalt hat allerdings über die Frage der dos, donatio propter nuptias, der Alimentation, des Erbrechts, 
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überhaupt über die bürgerlichen Gerechtsame, welche aus der Ehe folgen, zu bestimmen, wie ja auch die civilen Folgen religiöser 

oder kirchlicher Thatsachen, der Geburt und des Todes, der staatlichen Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit unterstehen. Hier- 

aus folgt aber nicht, daß die Staatsgewalt jene, außerhalb ihres Bereiches liegenden Thatsachen oder Verhältnisse selbst gesetz- 

lich zu regeln hat. 

II. Die Einführung der obligatorischen Civilehe ändert vonGrund aus das bestehende, positive Recht. 

Die Kirche hat das erwähnte Recht der Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit über die Ehe nicht vom Staat, sondern kraft 

ihrer göttlichen Mission, die christlichen Hcilslehrcn den Völkern zu verkünden und die Sacramenle zu verwalten. 

iß unbestreitbare %Wad)e, bag bie ßtr^e non ben Slposteßt an bie Bcrwaßung beg ©acramentg ber ^e a(g % 

etgeneg Wcdß auggeübt unb fraß beßetben über bic Oißigßit bcr ^e entheben ^at. Gg iß eben so gewiß, baß bie Geißen, 

ingbeßmbere bie germanium, ber augfdßießKd; fir4^i^^en ®eß&gebung nnb ®ericßtgbar(cß über bic Gße a(g ©acrament ßcb 

unterworfen haben. 

Kirche hat im Gegensatz zur römischen, staatlichen Gesetzgebung z. B- das trennende Ehchiuderniß der Schwägcr- 

schaft und des zweiten Grades der Verwandtschaft aufgestellt. 

%Bic aug ben IBeßtmutnngcn bcr bcut^cn ^etd;ggeß^ ^emorge^t, ßnb bie „GMad;en bei ben geiß(td;en ®eridßeu m 

belassen." 

Der Artikel XXIV. des III. Badischen Organisations-Edikts von 1803 garantirtc dieses Recht der Kirche. 

%Bcnn au^ etu)c[ne Sürßen, befonberg im norigeu OaMunbert, in bie ftrdßtcße G^e,3urigbißion etngegrißen haben 

unb non ber fran;ößfd,cn %eoo^ution, bereu ®runbf% ber Code civil in bießr @c;ie^ung beibehaßen hat, bei bem bamaß. 

gen Umsturz aller, auch der religiösen Verhältnisse die obligatorische Civilehe eingeführt wurde, so konnten diese einseitigen 

Staatsakte, gegen welche die Kirche beziehungsweise deren Oberhaupt wiederholt Protcstirt hat (1794, 1802, 1808, 1852), das 

Recht der Kirche nicht alteriren. 

me bie ß#mfd;c, ^ ^ auch bie babißSeGßegeßGgebiing, bie GhcOrbnung nom 15. 3uß 1807, bieMcchtgbekbrung 

nom 20. October 1807, sowie bag ßanbredß &war bie augfchßeßß4 fir#d,e ®eß%gebung unb ®erichtgbarkit über bie G%e 

ignorirt; sie hat die „aus der Ehe als bürgerlichem Vertrag fließenden bürgerlichen Gerechtsame und Verbindlichkeiten 

ben (anbegßirß#en ®eß^n" unterstellt (§ 1. Ghe«Orb.). SBie aber aug biefen Bestimmungen, im Zusammenhang mit § 16 

und 22 des I. Constitutions-Edikts hervorgeht, ist die „nach den Ritualvorschriften der Kirche durch den Pfarrer (parochus 

proprius) vorzunehmende kirchliche Trauung" für christliche Ehen beibehalten, die nicht kirchliche Eheschließung nur in 

Ausnahmsfälleu zugelassen. Diese Gesetzgebung hat die „kirchliche Natur" der Ehe nicht „aufgehoben" keinen Theil genöthiget, 

etwas zu thun oder zu unterlassen, wobei ihn die Grundsätze seiner Kirche für das Gegentheil verpflichten" (§ 2 und 19 Ehe-' 

Ord.). Sie hat der „Kirchengewalt in Bezug auf die kirchliche Seite der Ehe und soweit nicht deren äußerliche Giltigkeit 

in Frage ist" die Jurisdiktion belassen; der „kirchlichen Oberbehörde bleibt hiernach die Entscheidung der Frage, welche Personen 

nach kirchlichen Grundsätzen heirathen, welche in einer kircheuorduungswidrig eingegangenen Ehe ohne Sünde fortleben können" 

(§ 16 des I. Const.-Ed.). 

So hat die bis jetzt bestehende Badische Ehegesetzgcbung zwar einseitig die Rechte der Kirche in Betreff der Ehe alterirt: 

sie hat aber die Verbindung zwischen Kirche und Staat auf dem Gebiete der Ehe aufrecht erhalten. Sic hat cs der Kirche 

wenigstens noch möglich gemacht, ihre Ehcvorschrifteu und zwar unter Staatsschutz durchzuführen, wie dies aus dem Umstande 

hervorgeht, daß die Pfarrer „die erste Behörde in Schließung, für Zernichtungsanträge und Trcunungsgesuche einer Ehe" sind. 

(§ 16 I. Const.-Ed. § 60 ff. Ehe-Ord.) 

Wie seither in Baden, so wurde in allen deutschen Ländern, welche nicht gezwungen wurden, mit der französischen 

Gesetzgebung auch die Civilehe einzuführen, die religiös-sittliche Natur der Ehe aufrecht erhalten, die rechtliche Seite derselben 

von ber religiösen nicht getrennt und deßhalb die obligatorische Civilehe nicht eingeführt. Ja, wo Letztere seit 1848 Ein- 

gang fand, ist sic seitdem (wie in Churhcsscn und Anhalt) wieder beseitigt worden. 

Dieser ganze bis jetzt bestandene Rcchtszustand in Bezug auf die Ehe soll nun durch die gegenwärtige Gesetzcsvorlage, 

ohne ersichtlichen genügenden Grund, auf's Tiefste umgestaltet werden. 

III. Die Einführung der obligatorischen Civilehe verstößt gegen die freie R clig ions Übung. 

Es ist anerkannt, daß die freie Bethätigung der religiösen Ueberzeugung und religiösen Pflichten ohne Benachtheiligung der 

bürgerlichen und politischen Rechte stattfinden darf. Der Gesetzentwurf, insbesondere die §§ 88—92, 99 desselben bestimmen, daß 

die bürgerliche Trauung die Rcchtsgiltigkeit der Ehe bedinge, daß der Eheconseus vor der Staatsbehörde ab- 

gegeben werden müsse und zwar che die Contraheuteu die kirchliche Ehe eingehen, und bedrohen die zuwiderhandelnden Ehe- 

contrahentcn und die Kirchendiener mit Strafen. 

Nach dem religiösen Glauben der Katholiken ist die Ehe ein Sacrament, ebenso ist die Civilehe nach der couslanten Lehre 

der Kirche keine Ehe. Indem der Staat die Katholiken zwingt, eine solche kirchlich und vor ihrem Gewissen nichtige Staats- 

ehc einzugehen, veranlaßt er dieselben, entweder die staatliche Ehe doch nicht als eine gültige zu betrachten, oder vom Dogma 
abzufallen. Er veranlaßt sie, „etwas zu thun, wobei sie die Grundsätze ihrer Kirche für das Gegentheil verpflichten." Der 
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vom religiös-sittlichen Bewußtsein des Volkes nicht für wahre Ehen gehalten werden. 
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(Die Ginführung ber obHgatoriMenGMehe iftbeiunßburchaußni4tnöthig, weit, mie ermähnt, bie beftehcube, 

paatli^e Gefe%gebung Ûebem gestattet, nach feiner Ueberzeugung eine Ghe einzugehen. 

^2Öenn auch die Geistlichen im Interesse des Volkes bereit sind, die Standesbücher fortzuführen, so bleibt es doch lediglich 

der Staatsgesetzgebung überlassen, die Führung derselben weltlichen Beamten zu übertragen. 

Bur# biefe Grünzberichtigung, feineßmcgß aber burch (Eingriffe in baß Gebiet merben GonfUtte zki, 

Men ben Staats, unb Kirchenbehörben ferne gehalten; bcnn bie Kirche sann nnb bars burch bie staatliche Gefe^gebung ihre er, 

Whnten, unoeräußernjhen nnb mohlermorbenen Rechte, über ben Abschluß, bie Gi^tig!e^t unb bie Separation ber christ, 

liehen Ehe zu entscheiden, sich nicht entziehen lassen, sie muß diese ihre ureigenen Rechte und Pflichten um so mehr ausüben, 

weil die obligatorische Civilehe die Religion unb die Sitte zu gefährden geeignet ist. Wenn die obligatorische Civilehe diese 

üBirfung in ßranfreich unb in anbern Sänbern biß #t nicht in sehr fühlbarem Grabe gehabt huben foüte, so Ist ber (Einfluß 

"icht zu verkennen, den das übrige christliche civilisirte Europa, in welchem großenteils dieses Institut noch nicht eingeführt 

wurde, ausgeübt hat. Es dürfte wohl auch in das Gewicht fallen, daß z- B. in Frankreich neben der Civilehe die Un- 

auflbsHchfeit beruhe gefçWit anerlannt ist, unb baß z- 0. in SRheinpreußen bieKi# # auf ihrem Sebenßgebiet 

frei entfalten sann, während bei uns die Kirche derselben Freiheit sich nicht erfreut, unb die obligatorische Civilehe nicht im 

Drange der Verhältnisse, sondern im Gegensatz znm christlichen Volksbewußtsein eingeführt werden würde. 

S)a bie obligatorische Gioitehc bie SBürbe, Feinheit unb ßeiügfeit ber Ghe mehr oerfennt unb geführbet als bie seitherige 

ja als die heidnische Gesetzgebung, so ist darin wohl kein Fortschritt, sondern ein Rückschritt ber Civilisation zu erblicken. Es 

ist ein religiöS«^^ mffchritt, üei( bie obligatorische Gioische im Gouflift zwischen ben Neigungen unb Seibeufchaften einer, 

feitß unb ben Forschriften ber migiou unb ber Kirche anberfeitß $hür unb %hor für bie Soderung ber Sitte öffnen bürste. 

@ß ist Mannt, baß bloße GMehen nach unserer Gefe&gebung nnf#er auszulösen finb. ÜRit ber S^uf(öß^i^^!eit ber Ghe f#iubet 

ber sittliche Familiengeist. Und da die Familie die Grundlage der Gesellschaft ist, so dürste wohl die obligatorische Civilehe 

auch die öffentliche Sitte gefährden. 

Im Interesse der Heilighaltnng der Ehe, als der Grundlage der Familie, der Kirche und des Staates, im Interesse 

der Gewissensfreiheit, des positiven Rechts unb des Friedens unb da unseres Erachtens zur Einführung der obligatorischen Civil- 

ehe für die staatliche Gesetzgebung ein nöthigender Grund nicht vorliegt, beantragen wir: 

Eine hohe erste Kammer wolle: 

„®ie bürgerliche Trauung als zur rechtlichen Giltigkeit der Ehe nicht erforderlich, sondern nur die Beurkundung des 

stattgefundenen Eheabschlusses durch den bürgerlichen Standesbeamten nothwendig erklären, und eventuell beschließen, daß 

jedenfalls der Abs. 2 des § 88 und § 99 gu streichen feien." 

» 

BeTantüsTtHaeMebacUon: Gr)*. Ran;(el. — Dwd unb aWag »an 3. SDtsger (n gidbuig. 


